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A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Probst 


Der Deutsche Bundestag hat den Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Soldatenversorgungs- 
gesetzes in der 124. Sitzung am 28. September 1960 
beraten und anschließend federführend dem Aus- 
schuß EÄr Verteidigung und mitberatend dem Aus- 
schuß für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen so- 
wie dem Haushaltsausschuß überwiesen. Der Aus- 
schuß für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen hat 
sich in seiner Sitzung am 19. Oktober 1961 bei der 
Behandlung des Entwurfs auf die Beratung des Ar- 
tikels I Nr. 20 bis 25 beschränkt und den Ausschuß 
für Verteidigung mit Schreiben vom 4. November 
1960 über das Ergebnis seiner Beratungen unter- 
richtet. 

Unter Berücksichtigung dieser Stellungnahme hat 
der Ausschuß für Verteidigung den Entwurf in sei- 
ner Sitzung vom 26. April 1961 beraten und dem 
Haushaltsausschuß am 27. April 1961 eine Zusam- 
menstellung seiner Beschlüsse — - Ausschußdruck- 
sache Nr. 70 — übersandt. Der Haushaltsausschuß 
hat den Entwurf in seiner Sitzung vom 8. Juni 1961 
beraten, den Verteidigungsausschuß um Änderung 
einer Vorschrift gebeten und ihm im übrigen zuge- 
stimmt. Der Verteidigungsausschuß hat den Ent- 
wurf in seiner Sitzung vom 14. Juni 1961 unter Be- 
rücksichtigung dieses Anderungswunsches erneut 
beraten und den Gesetzentwurf einstimmig ange- 
nommen. 

1. Allgemeines 

Das Soldatenversorgungsgesetz ist eines der wich- 
tigsten Wehrgesetze, das sich in nahezu vier Jahren 
in der Praxis bewährt hat. Eine gerechte, ausrei- 
chende, der allgemeinen Entwicklung angepaßte so- 


ziale und versorgungsrechtliche Sicherstellung der 
Soldaten und ihrer Familien entspricht der Für- 
sorgepflicht des Dienstherrn und bildet die uner- 
läßliche Voraussetzung zur Erfüllung der dem Sol- 
daten obliegenden Aufgaben. 

Das Soldatenversorgungsgesetz basiert auf Ar- 
tikel 3 des Grundgesetzes. Das Gesetz will die 
gleiche Behandlung aller Staatsbürger, auch für den 
Staatsbürger in Uniform. Das Soldatenversorgungs- 
gesetz entspricht damit dem Wollen des Deutschen 
Bundestages und dem Grundsatz, der das gesamte 
Wehrrecht der Bundesrepublik beherrscht, daß der 
Soldat eingeordnet ist als ein wertvolles Glied in 
das Volksganze. Dementsprechend ist das Soldaten- 
versorgungsgesetz wie ein Mosaikstein eingefügt 
und angepaßt verwandten und vergleichbaren 
Rechtsgebieten. 

Die in dem Entwurf eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Soldatenversorgungsgesetzes vorgesehe- 
nen Änderungen und Ergänzungen dienen der 
Anpassung des Soldatenversorgungsgesetzes an die 
inzwischen erfolgte Weiterentwicklung der Gesetz- 
gebung auf den Gebieten des Wehrrechts, insbeson- 
dere des Soldatengesetzes und des Altersgrenzen- 
gesetzes, des Bundesbeamtengesetzes und seiner 
Folgegesetze, des Bundesbesoldungsgesetzes sowie 
des Bundesversorgungsgesetzes. Es vollzieht ferner 
eine Anpassung des Gesetzes an das Fortschreiten 
des Aufbaus der Bundeswehr. Das Ergänzungsgesetz 
bedeutet einen weiteren Schritt zur Verwirklichung 
des Zieles der Gleichbehandlung aller Soldaten- 
gruppen, einschließlich der Soldaten der ehemaligen 
Wehrmacht und Soldaten der Bundeswehr sowie 
der Beamten und der Berufssoldaten als der Staats- 
diener in Zivil und in Uniform. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache 2860 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Der Ausschuß verweist aber in diesem Zusam- 
menhang auf die Diskrepanz, die sich aus dem Zu- 
sammenwirken von Bestimmungen des Bundesbe- 
amtengesetzes und des Bundesversorgungsgesetzes 
in bezug auf die Begriffe „Dienstunfallbeschädi- 
gung“ und „Wehrdienstbeschädigung“ ergibt. Die- 
ser Problemkreis bedarf unter dem Gesichtspunkt 
der gleichen Behandlung gleicher Tatbestände beim 
Fortschreiten der Gesetzgebung einer Überprüfung 
und einer Klärung. 

Der Ausschuß will in Übereinstimmung mit dem 
Ausschuß für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen, 
daß die Vergünstigungen, die im Schwerbeschädig- 
tengesetz Kriegs- und Arbeitsopfern gewährt wer- 
den, auch auf die schwerbeschädigten Soldaten in 
der Bundeswehr anzuwenden sind. 

Ein Teil der vorgesehenen Änderungen dient der 
Verdeutlichung und der Verwaltungsvereinfachung. 

11. Im einzelnen 

ZuArtikell 

Die Änderung der Einleitung des Satzes 1 des 
Artikels I ist durch die Verkündung des Ge- 
setzes über die Altersgrenzen der Berufssoldaten 
vom 9. Juni 1961 notwendig geworden. 

Zu Nr. 2 

zu Buchstabe b^ 

Der Beschluß des Ausschusses stellt klar, daß die 
Gewährung des Höchstsatzes der Übergangsgebühr- 
nisse zur Sicherstellung der Ausbildung und Wei- 
terbildung nach § 11 Abs. 3 dann gerechtfertigt ist, 
wenn die Arbeitskraft des ehemaligen Soldaten auf 
Zeit infolge der Teilnahme an der Ausbildung und 
Weiterbildung überwiegend in Anspruch genommen 
wird, so daß er nicht in der Lage ist, durch eine zu- 
sätzliche Tätigkeit ein wesentliches Einkommen zu 
erzielen. 

Zu Nr. 6 

Die Festsetzung der ruhegehaltfähigen Dienst- 
bezüge der nach der Soldatenlaufbahnverordnung in 
Übereinstimmung mit § 109 Abs. 1 Satz 3 BBG mit 
einem höheren als dem der Eingangsbesoldungs- 
gruppe ihrer Laufbahn entsprechenden Dienstgrad 
eingestellten Berufssoldaten (z. B. Stabsingenieure, 
Stabsärzte), die nicht mindestens ein Jahr lang die 
Dienstbezüge ihres Einstellungsdienstgrades bezo- 
gen haben, erfolgt durch den Bundesminister für 
Verteidigung im Einvernehmen mit dem zuständi- 
gen Bundesminister des Innern. 

Zu Nr. 7 

§ 110 BBG ist durch Beschluß des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 16. Juni 1960 für verfassungs- 
widrig und daher nichtig erklärt worden. Der dem 
§110 BBG entsprechende § 19 ist daher zu streichen. 

Zu Nr. 9 a und 9 b 

Der Ausschuß will zur Beschleunigung des Ver- 
fahrens bei der Bewilligung einer Kapitalabfindung 


die Delegation der Befugnisse des Bundesministers 
für Verteidigung auf nachgeordnete Dienststellen. 
Er hat daher in § 31 Satz 4 und in § 33 Abs. 4 und 
§ 34 Abs. 2 Satz 2 die eine Zuständigkeit des Bun- 
desministers für Verteidigung begründenden Worte 
gestrichen und § 46 Abs. 1 entsprechend geändert. 

Zu Nr. 12 

zu Buchstabe a 

Die Änderung des § 46 Abs. 1 ermöglicht die 
Delegation der Bewilligung einer Kapitalabfindung 
auf nachgeordnete Dienststellen. 

zu Buchstabe b 

Die Streichung ist eine Folge der Streichung des 
§ 19. 

zu Buchstabe c 

Die Änderung ergibt sich aus der Einfügung des 
§ 13 b und der Streichung der §§19 und 71. 

Zu Nr. 14 

Der Ausschuß wollte in § 62 Abs. 3 Satz 1 (der 
die Umzugskostenbeihilfe für vorzeitig in Ruhe- 
stand tretende Soldaten regelt) die Altersgrenze 
vom 52. auf das 54. Lebensjahr erhöhen. Der Haus- 
haltsausschuß erhob gegen diese Änderung Beden- 
ken, weil damit verschiedenes Recht für Soldaten 
und Polizeivollzugsbeamte geschaffen werde. Der 
Verteidigungsausschuß verzichtete deshalb auf die 
vorgesehene Änderung. 

zu Nr. 15 

zu Buchstabe a 

Der Ausschuß hat den Personenkreis des § 63 er- 
weitert durch die Einbeziehung der Wehrpflichtigen, 
die unter gleichen Voraussetzungen den gleichen 
Gefahren ausgesetzt sind wie die bisher anspruchs- 
berechtigten Soldaten auf Zeit und Berufssoldaten. 
Der Ausschuß hat ferner die Begriffsbestimmung 
und den Wirkungsbereich des § 63 ausgedehnt auf 
im einzelnen genannte, klar begrenzte Personen- 
gruppen besonders gefährdeter Soldaten der Teil- 
streitkräfte Heer, Luftwaffe und Marine. 

zu Buchstabe b 

In § 63 Abs. 2 hat der Ausschuß die Rangfolge 
der Anspruchsberechtigung der Hinterbliebenen un- 
ter Zugrundelegung erbrechtlicher Grundsätze klar- 
gestellt und damit zugleich eine wesentliche Ver- 
waltungsvereinfachung ermöglicht. 

zu Buchstabe c 

Die Änderung von § 63 Abs. 3 Satz 2 schafft in 
Anlehnung an § 149 Abs. 1 Satz 2 BBG die Voraus- 
setzung, die Unfallentschädigung in Fällen grober 
Fahrlässigkeit besonderen Ausmaßes zu versagen. 

zu Buchstabe 

Es handelt sich um die redaktionelle Anpassung 
des § 63 Abs. 4 an die Neufassung des Absatzes 1. 


2 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2860 


zu Buchstabe d 

Der Hinweis auf § 46 bedeutet, daß die Unfallent- 
schädigung wesentlich schneller als bisher ausge- 
zahlt werden kann, da bei mehreren Hinterbliebe- 
nen der jeweilige Anteil nach billigem Ermessen 
festgesetzt werden kann, ohne daß es der vorher- 
gehenden zeitraubenden Festsetzung der Versor- 
gungsbezüge nach dem Zweiten und Dritten Teil des 
Gesetzes bedarf. 

zu Nr. 16 

Bei den Änderungen und Ergänzungen des § 64 
hat der Ausschuß sich leiten lassen von dem Ziel 
einer möglichst weitgehenden rechtseinheitlichen 
Behandlung aller Berufssoldaten. 

zu Buchstabe a 

Die Streichung steht im Zusammenhang mit der 
Neueinführung nach Nr. 16 a und dient einer besse- 
ren Systematik des Gesetzes. 

zu Buchstabe b 

Die Streichung des Wortes „berufsmäßig" stellt. 
Berufssoldaten der Bundeswehr, die als deutsche 
Staatsangehörige oder Volkszugehörige aus den 
Gebieten, die nach dem 31. Dezember 1937 dem 
Deutschen Reich angegliedert waren, oder als Volks- 
deutsche Vertriebene oder Umsiedler Wehrdienst in 
ihrem Herkunftsland geleistet haben, mit den Sol- 
daten der Bundeswehr im Sinne von § 64 Abs. 1 
gleich. 

zu Buchstabe c 

Die Neufassung von § 64 Abs. 2 Satz 2 dehnt die 
Gleichstellung nach Buchstabe b aus auf die Zeit, 
während der ein Berufssoldat nach Vollendung des 
17. Lebensjahres vor seinem Eintritt in die Bundes- 
wehr in Kriegsgefangenschaft gewesen ist. Der Aus- 
schuß stellt ausdrücklich fest, daß dies auch für eine 
Kriegsgefangenschaft in deutschem Gewahrsam gilt. 
Die nach § 70 Abs. 2 als ruhegehaltfähige Dienst- 
zeit anrechenbaren Zeiten für Berufssoldaten, die 
am 8. Mai 1945 in der ehemaligen Wehrmacht nicht 
berufsmäßig Wehrdienst geleistet haben, gelten 
nunmehr auch für den Personenkreis des § 64 
Abs. 2. 

zu Buchstabe d 

Die Ergänzung von § 64 Abs. 3 Satz 2 bestimmt, 
daß als ruhegehaltfähige Dienstzeit im Sinne des 
§ 64 Abs. 1 auch die Zeit eines abgeschlossenen Stu- 
diums und einer damit in Zusammenhang stehen- 
den gesetzlich vorgeschriebenen praktischen Tätig- 
keit anerkannt werden kann, wenn sie die Voraus- 
setzung für die Annahme für eine Laufbahn in der 
Wehrmacht gebildet hat. Ebenso kann die Zeit einer 
Verwendung in Ländern mit gesundheitsschädigen- 
den klimatischen Einflüssen nunmehr auch im Rah- 
men früherer Dienstzeiten unter den Voraussetzun- 
gen des § 25 Abs. 1 als ruhegehaltfähig anerkannt 
werden. 


zu Nr. 16 a 

§ 68 a bewirkt die versorgungsrechtliche Gleich- 
stellung der Soldaten der Bundeswehr, die vor dem 
8. Mai 1945 außerhalb der ehemaligen Wehrmacht 
einen die gesetzliche Wehrpflicht erfüllenden 
Kriegsdienst geleistet haben. Kriegsdienstzeiten im 
Sinne des § 68 a werden für Berufssoldaten als ruhe- 
gehaltfähige Dienstzeit nach § 64 anerkannt und für 
Soldaten auf Zeit bei der Berechnung der Wehr- 
dienstzeiten nach den §§ 73 und 74 einbezogen. Die 
Gleichstellung gilt auch nach § 70 in bezug auf die 
Anrechenbarkeit von Zeiten zwischen dem 8. Mai 
1945 und der Wiedereinstellung in die Bundeswehr. 

zu Nr. 17 

zu Buchstabe a 

Die Änderung der Jahreszahl in § 70 entspricht 
dem Stand des Bundesbesoldungsgesetzes vom 
28. März 1960 (BGBl. I S. 207). Damit wird die Ver- 
günstigung auch dem zuteil, der zwischen 1960 und 
1965 in die Bundeswehr eingetreten ist und eintritt. 

zu Nr. 17 a 

Die Streichung des § 71 ist eine Folge der Strei- 
chung des § 19. 

zu Nr. 18 

zu Buchstabe a 

Die Änderung der Jahreszahl in § 73 Abs. 1 und 6 
erfolgt in Angleichung an Nr. 17 Buchstabe a. 

zu Buchstabe b und c 

Die Änderungen sind Folgen der Streichung des 
§ 19. 

zu Nr. 18 a 

Die Änderung der Jahreszahl in § 74 Abs. 1 er- 
folgt in Angleichung an Nr. 17 Buchstabe a. 

Zu Nr. 19 

Zu Buchstabe a 

Die Änderung der Jahreszahl in § 77 Abs. 1 er- 
folgt in Angleichung an Nr. 17 Buchstabe a. 

zu Nr. 20 

Der neu eingefügte § 77 a regelt im Rahmen der 
Übergangsvorschriften in Angleichung an § 181 a 
BBG die Versorgung wegen eines während des 1. 
oder 2. Weltkrieges erlittenen Kriegsunfalls. In die- 
sem Zusammenhang weist der Ausschuß in Über- 
einstimmung mit dem Ausschuß für Kriegsopfer- 
und Heimkehrerfragen auf die Divergenzen hin, die 
sich aus dem engeren beamtenrechtlichen Begriff 
der Dienstunfallbeschädigung nach den §§ 27 und 
77 a und dem weitergehenden Begriff der Kriegs- 
und Wehrdienstbeschädigung nach § 81 in Überein- 
stimmung mit § 1 BVG ergeben. Im Interesse der 
gleichen Behandlung aller Soldaten hatte der 
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Deutsche Bundestag bei der Verabschiedung des 
SVG an die Stelle des Begriffs „Dienstunfallbeschä- 
digung" einheitlich für das Gesetz den Begriff 
„Wehrdienstbeschädigung'' gesetzt, der sowohl den 
Unfall, wie die gesundheitliche Schädigung durch 
eine Dienstleistung oder durch die dem Wehrdienst 
eigentümlichen Verhältnisse umfaßt. Der Vermitt- 
lungsausschuß hat dann auf Antrag des Bundes- 
rates die alte Vorlage wiederhergestellt. Bei der 
Beratung des Ersten Änderungsgesetzes weist der 
Ausschuß erneut auf die Problematik hin, die auch 
im Zusammenhang mit der Weiterentwicklung der 
gesetzlichen Unfallversicherung und des Beamten- 
rechts einer eingehenden Überprüfung bedarf. In- 
folge der Streichung des § 19 muß der letzte Satz 
von § 77 a Abs. 1 gestrichen werden. Der vom Aus- 
schuß eingefügte Absatz 5 a dient der Einbeziehung 
der Personenkreise des § 64 Abs. 2 Satz 1 und des 
§ 68 a in die Regelung des § 77 a mit der Maßgabe, 
daß der Wehrdienst im Herkunftsland oder im 
Sinne des § 68 a berufsmäßig geleistet worden ist. 
Die Änderung des Absatzes 6 ist redaktioneller Art. 
Ferner wurde der Fristablauf dem voraussichtlichen 
Termin der Venkündung des Ersten Gesetzes zur 
Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes ange- 
paßt. 

Zu Nr. 20 a 

Die in § 78 Abs. 2 eingefügten Nr. 1 a und 1 b 
dienen der Gleichstellung der Personenkreise nach 
§ 64 Abs. 2 Satz 1 und § 68 a mit den übrigen Sol- 
daten der Bundeswehr mit der Maßgabe, daß der 
Wehrdienst im Herkunftsland oder im Sinne des 
§ 68 a berufsmäßig geleistet worden ist. 

Zu Nr. 20 b 

In Übereinstimmung mit der Empfehlung des 
Ausschusses für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen 
hat der Ausschuß in dem neu eingefügten § 81 a den 
Härteausgleich des § 89 Abs. 2 BVG in das Gesetz 
übernommen, der gewährt werden kann, wenn die 
zur Anerkennung einer gesundheitlichen Störung 
als Folge einer Schädigung erforderliche Wahr- 
scheinlichkeit nur deshalb nicht gegeben ist, weil 
über die Ursache des festgestellten Leidens in der 
ärztlichen Wissenschaft Ungewißheit besteht. Die 
Einfügung ist notwendig, weil § 89 Abs. 2 BVG im 
SVG nicht unmittelbar anwendbar ist. 

Zu Nr. 21 

Die Neufassung in § 82 Abs. 1 gewährt Heilbe- 
handlung nach dem BVG, einschließlich der Geld- 
leistungen, mit dem Ziele der Sicherung des Unter- 
halts des ehemaligen Soldaten während der Dauer 
der Heilbehandlung. Satz 2 berücksichtigt die Neu- 
fassung des BVG. 

Zu Nr. 22 

Der neue Absatz 1 in § 83 bedeutet eine wesent- 
liche Neuerung und Verbesserung des Gesetzes. Er 
gewährt Soldaten auf Zeit und Wehrpflichtigen, die 
im Zeitpunkt der Beendigung des Wehrdienstver- 


hältnisses auf Grund einer Wehrdienstbeschädigung 
arbeitsunfähig sind, einen Einkommensausgleich 
nach § 17 BVG. Die Neuordnung der Kriegsopfer- 
versorgung sowie die Empfehlungen des Ausschus- 
ses für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen sind be- 
rücksichtigt. 

Zu Nr. 22 a 

Die Streichung in § 84 Abs. 4 ist verursacht durch 
Artikel 3 Nr. 1 Buchstabe b des Gesetzes zur Ände- 
rung des Unterhaltssicherungsgesetzes vom 21. April 
196(1 (BGBl. I S. 457). Gemäß § 29 a des Wehrpflicht- 
gesetzes, eingefügt durch Artikel 4 des o. a. Ge- 
isetzes, endet das Wehrdienstverhältnis eines Sol- 
daten, der auf Grund der Wehrpflicht Wehrdienst 
leistet und sich an dem für seine Entlassung fest- 
gesetzten Zeitpunkt in stationärer Behandlung be- 
findet, erst mit Beendigung der stationären Behand- 
lung, längstens nach 3 Monaten. Auf Grund dieser 
gesetzlichen Regelung hat er Anspruch auf Weiter- 
zahlung des Wehrsoldes. Da es im übrigen keine 
entlassenen Soldaten mit Anspruch auf Zahlung von 
Wehrsold gibt, sind die entsprechenden Worte in 
§ 84 Abs. 4 als gegenstandslos zu streichen. 

Zu Nr. 23 

zu Buchstabe vor vor a 

§ 85 handelt von dem Ausgleich für Wehrdienst- 
beschädigung. Die neue Fassung berücksichtigt die 
Änderung des BVG. Unter Verzicht auf die Über- 
nahme des Berufsschadensausgleichs nach § 30 
Abs. 2 BVG hat der Ausschuß, in Übereinstimmung 
mit dem Ausschuß für Kriegsopfer- und Heimkeh- 
rerfragen, die Empfehlung ausgesprochen, daß die 
Vergünstigungen des Schwerbeschädigtengesetzes 
auch auf die schwerbeschädigten Soldaten anzu- 
wenden sind. Schwerbeschädigte Soldaten sollten 
nicht entlassen werden, sondern ihnen ein ihrer 
Ausbildung und ihren Fähigkeiten entsprechender 
beruflicher Wirkungskreis in der Bundeswehr wei- 
terhin erhalten bleiben. 

zu Buchstabe vor a 

Der eingefügte Absatz 1 a läßt die Gewährung 
des Härteausgleichs nach § 81 a auch auf Soldaten 
zu, die nach einer erlittenen Wehrdienstbeschädi- 
gung weiterhin im Wehrdienstverhältnis bleiben. 

zu Buchstabe a 

Die Neufassung bedeutet eine Anpassung an die 
Änderung des BVG. 

zu Buchstabe b 

Es wird klargestellt, daß ein Teil der gemein- 
samen Vorschriften des Abschnittes IV des Zwei- 
ten Teils des Gesetzes (§§ 45 ff.) auf § 85 anzuwen- 
den sind. 

Zu Nr. 24 

zu Buchstabe a 

Siehe Nr. 23 Buchstabe b 
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zu Buchstabe b 

Die Anpassung des Absatzes 2 schließt eine Lücke 
im Gesetz. Es müssen nunmehr auch nach § 80 
Abs. 2 Zivilpersonen unter bestimmten Vorausset- 
zungen Sachschäden erstattet werden. Der Ausschuß 
hat sich in Ubereinstimmgng mit dem Ausschuß für 
Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen dafür ausge- 
sprochen, daß Sachschäden an Kraftfahrzeugen er- 
stattungsfähig sind. 

Zu Nr. 24 a 

Es wird die Anpassung an die Änderung des BVG 
vollzogen. 

Zu Nr. 26 

Die Streichung des § 96 ergibt sich aus dem nach 
Artikel II vorgesehenen Inkrafttreten des SVG im 
Saarland. 

Zu Artikel la 

Die Übergangsvorschrift steht im Zusammenhang 
mit der Ergänzung des § 78 in Artikel I Nr. 20 a. Sie 
ist notwendig, damit dem betroffenen Personenkreis 
die Antragsfristen des § 78 eröffnet werden. 


Zu Artikel II 

Artikel II bestimmt den Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens des SVG im Saarland. Der Zeitpunkt stimmt 
mit dem für das Inkrafttreten des BVG im Saarland 
vorgesehenen Zeitpunkt überein. 


Zu Ar tikel II a 

Artikel II a gibt die Möglichkeit, das bisher durch 
das Bundesbesoldungsgesetz, das Altersgrenzenge- 
setz und durch dieses Gesetz geänderte SVG in der 
nunmehr geltenden Fassung bekanntzumachen. 


Z u A r t i k e 1 III 

Soweit die Vorschriften zur Änderung des SVG 
nicht nur für die Zukunft Bedeutung haben, sondern 
auch Verbesserungen für laufende und bereits abge- 
wickelte Versorgungsfälle bringen, werden die Än- 
derungen rückwirkend mit dem Tage des Inkraft- 
tretens in Kraft geisetzt. Die einzelnen Zeitpunkte 
des Inkrafttretens sind insoweit gleichzeitig mit 
dem Inkrafttreten von entsprechenden Bestimmun- 
gen in anderen Gesetzen in Kraft gesetzt worden. 


Bonn, den 19. Juni 1961 


Frau Dr. Probst 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1910 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 14. Juni 1961 


Der Ausschuß für Verteidigung 


Dr. Jaeger 

Vorsitzender 


Frau Dr. Probst 

Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

— Drucksache 1910 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verteidigung 

(5. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Soldatenversorgungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Das Soldatenversorgungsgesetz vom 26. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 785) in der Fassung des § 62 
Abs. 4 des Bundesbesoldungsgesetzes vom 27, Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 993) wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

1. In § 4 Abs. 3 Satz 1 werden hinter den Worten 
^ „ihr Umfang (§ 5)"' die Worte eingefügt „so- 
wie die Höhe ihrer Kosten". 

2. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In § 11 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte 
„infolge Wehrdienstbeschädigung" ersetzt 
durch die Worte „ , die nicht auf eigenes 
grobes Verschulden zurückzuführen ist". 

b) In § 11 Abs. 2 wird hinter Satz 1 folgender 
neuer Satz 2 eingefügt: 

„§ 47 Abs. 1 gilt entsprechend." 

Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 


c) In § 11 Abs. 5 werden die Worte „die nach 
einer Wehrdienstzeit von mehr als einem 
Jahr wegen Dienstunfähigkeit, die nicht die 
Folge einer Wehrdienstbeschädigung ist, 
oder" gestrichen. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Soldatenversorgungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschloissen: 


Artikel I 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Das Soldatenversorgungsgesetz vom 26. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 785), zuletzt geändert durch Ar- 
tikel 2 des Gesetzes über die Altersgrenzen der Be- 
rufssoldaten vom 9. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 723), wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. unverändert 


2. § 11 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 


b) unverändert 


b^) In § 11 Abs. 3 ist der Punkt durch ein 
Komma zu ersetzen und danach anzufügen 
„wenn durch die Teilnahme an der Ausbil- 
dung und Weiterbildung die Arbeitskraft 
überwiegend in Anspruch genommen wird." 

c) unverändert 
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3. In § 13 werden die Worte „infolge Wehrdienst- 
^ beschädigung'' ersetzt durch die Worte „ , die 

nicht auf eigenes grobes Verschulden zurück- 
zuführen ist,", 

4. Hinter § 13 wird folgender § 13a eingefügt: 

♦ 

„c) Wiederverwendung eines ehemaligen 
Soldaten auf Zeit 

§ 13a 

Wird ein ehemaliger Soldat auf Zeit erneut 
in das Dienstverhältnis eines Soldaten auf Zeit 
berufen, so ist bei Beendigung dieses Dienst- 
verhältnisses der Berechnung der Versorgungs- 
bezüge nach den §§ 11 und 12 die Gesamt- 
dienstzeit zugrunde zu legen; Beträge, die auf 
Grund eines früheren Dienstverhältnisses nach 
den §§11 bis 13 gezahlt worden sind, sind an- 
zurechnen. Der Umfang einer Berufsförderung 
richtet sich nach der Gesamtdienstzeit; Zeiten 
einer auf Grund eines früheren Dienstverhält- 
nisses gewährten Ausbildung oder Weiterbil- 
dung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 sind auf die nun- 
mehr zustehende Ausbildung oder Weiterbil- 
dung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 anzurechnen.'' 

5. Hinter § 13a wird folgender § 13b eingefügt: 

♦ 

„d) Beurlaubung ohne Dienstbezüge 
§ 13b 

Die Wehrdienstzeit, in der ein Soldat auf 
Zeit ohne Dienstbezüge beurlaubt worden ist, 
wird bei der Berechnung der Übergangsgebühr- 
nisse und Übergangsbeihilfen nicht berücksich- 
tigt, es sei denn, daß die Berücksichtigung all- 
gemein zugestanden ist." 

6. In § 18 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Hat der Berufssoldat vorher einen Dienstgrad 
nicht gehabt, so setzt der Bundesminister für 
Verteidigung im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen die ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge bis zur Höhe von fünfzig vom 
Hundert der Sätze nach § 17 fest." 

7. /n.§ 19 Abs. 3 Satz 2 sind einzufügen: 

a) hinter „(Grenadier bis Stabsunteroffizier)/' 
die Worte „A 7 und A 8 (Oberfeldwebel, 
Hauptfeldwebel)," , 

b) hinter „(Leutnant, Oberleutnant)" die Worte 
„ , A 15 und A 16 (Oberfeldarzt, Oberst- 
arzt)". 

8. In § 23 Satz 1 wird der -Punkt durch ein Semi- 
^ kolon ersetzt und der nachfolgende Halbsatz 

angefügt: 

„das gleiche gilt für die Zeit einer praktischen 
Tätigkeit oder eines Besuches einer Bau-, In- 
genieur- oder sonstigen Fachschule." 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 
3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. In § 18 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

♦ 

„Hat der Berufssoldat vorher einen Dienstgrad 
nicht gehabt, ,so setzt der Bundesminister für 
Verteidigung im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister des Innern die ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge bis zur Höhe von fünfzig vom 
Hundert der Sätze nach § 17 fest." 

7, § 19 wird gestrichen. 

♦ 


8. unverändert 
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9. In § 27 Abs. 3 wird folgender Satz 2 angefügt: 

♦ 

„Der Umstand, daß der Berufssoldat wegen der 
Entfernung seiner ständigen Familienwohnung 
vom Dienstort an diesem oder in dessen Nähe 
eine Unterkunft hat, schließt die Anwendung 
der Nummer 2 auf den Weg von und nach der 
Familienwohnung nicht aus.“ 


10. In § 38 Satz 1 wird das Wort „sechzigsten" 
^ durch das Wort „fünfundsechzigsten" und in 

Satz 2 das Wort „fünfundfünfzigste" durch das 
Wort „sechzigste" ersetzt. 

11. In § 41 Abs. 2 werden die Worte „als Sterbe- 
^ geld (§ 122 des Bundesbeamtengesetzes)“ ge- 
strichen. 

12. In § 46 Abs. 3 Satz 2 werden hinter den Wor- 
ten „§ 11 Abs. 5," die Worte „§ 13b," ein- 
gefügt. 


13. §§ 51 und 52 werden gestrichen. 

♦ 

14. § 62 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

♦ 

a) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 1 gilt entsprechend für einen Soldaten 
auf Zeit, dem nach § 73 ein Unterhaltsbei- 
trag bewilligt ist." 

b) Folgender Absatz 6 wird neu angefügt: 

„(6) Soweit sich die Umzugskostenbeihilfe 
nach der Umzugskostenstufe, dem Familien- 
oder Hausstand oder dem Lebensalter des 
Soldaten bemißt, sind die Verhältnisse im 
Zeitpunkt der Beendigung des Dienstver- 
hältnisses zugrunde zu legen." 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

9. unverändert 


9ä. In § 31 Satz 4 werden die Worte „oder der nach 
<^ § 46 Abs. 1 letzter Satz zuständigen Behörde" 
gestrichen. 

9b. In § 33 Abs. 4 und § 34 Abs. 2 Satz 2 werden 
^ die Worte „oder die nach § 46 Abs. 1 letzter 
Satz zuständige Behörde" gestrichen. 

10. unverändert 


11. unverändert 


12. § 46 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 Satz 3 erhält die folgende Fassung: 

„Der Bundesminister für Verteidigung kann 
diese Befugnisse sowie seine Befugnisse 
nach § 31 Satz 2 und 4, § 32 Abs. 1 Nr. 1, 
§ 33 Abs. 4 und § 34 Abs. 2 Satz 2 im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister des 
Innern auf andere Behörden seines Ge- 
schä f tsbereichs übertragen. " 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden das Komma nach 
dem Wort „dürfen" sowie die folgenden 
Worte „abgesehen von dem Fall des § 19 
Abs. 1 Satz 4," gestrichen. 

c) In Absatz 3 Satz 2 werden hinter den Wor- 
ten „§ 11 Abs. 5,“ die Worte „§ 13b,“ ein- 
gefügt sowie die Worte „§ 19," und „71," 
gestrichen. 

13. unverändert 


14. unverändert 
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Entwurf 

§ 63 wird wie folgt geändert und ergänzt: 


a) In Absatz 1 werden die Worte „Ein Berufs- 
soldat oder ein Soldat auf Zeit" ersetzt 
durch die Worte „Ein Soldat". 


b) Absatz 2 erhält folgende Fassung; 

„(2) Endet das Dienstverhältnis des Sol- 
daten durch Tod infolge eines Unfalles der 
in Absatz 1 bezeichneten Art, so wird den 
Hinterbliebenen, die Versorgung nach die- 
sem Gesetz erhalten, eine einmalige Flug- 
unfallentschädigung von zwanzigtausend 
Deutsche Mark gewährt. Hinterbliebenen im 
Sinne dieser Vorschrift sind die Witwe, die 
ehelichen Kinder, die für ehelich erklärten 
oder an Kindes Statt angenommenen Kin- 
der und die Kinder aus nichtigen Ehen, die 
die rechtliche Stellung eines ehelichen 
Kindes haben, sowie die Verwandten der 
auf steigenden Linie. Den Verwandten der 
auf steigenden Linie steht die Flugunfallent- 
schädigung jedoch nur dann zu, wenn an- 
dere Hinterbliebene der in Satz 2 bezeich- 
neten Art nicht vorhanden sind und wenn 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

15. § 63 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

♦ 

vor a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„2. Einmalige Unfallentschädigung für be- 
ders gefährdete Soldaten" 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ein Soldat, der 

1. als Angehöriger des besonders ge- 
fährdeten fliegenden Personals 
während des Flugdienstes, 

2. als Angehöriger des springenden 
Personals der Luftlandetruppen 
während des Sprungdienstes, 

3. im Bergrettungsdienst während des 
Einsatzes und der Ausbildung, 

4. als Kampfschwimmer oder Minen- 
taucher während des Kampf- 
schwimmer- oder Minentaucher- 
dienstes, 

5. als Minendemonteur während des 
dienstlichen Einsatzes an Minen 
unter Wasser, 

6. als Angehöriger des Versuchsper- 
sonals während der dienstlichen 
Erprobung von Minen und ähn- 
lichen Kampfmitteln oder 

7. als Angehöriger des besonders ge- 
fährdeten Munitionsuntersuchungs- 
personals während des dienst- 
lichen Umgangs mit Munition 

einen Unfall erleidet, der nur auf die eigen- 
tümlichen Verhältnisse dieses Dienstes zu- 
rückzuführen ist, erhält neben einer Versor- 
gung nach diesem Gesetz bei Beendigung 
des Dienstverhältnisses eine einmalige Un- 
fallentschädigung von vierzigtausend Deut- 
sche Mark, wenn er infolge des Unfalls in 
seiner Erwerbsfähigkeit in diesem Zeitpunkt 
um mehr als neunzig vom Hundert beein- 
trächtigt ist.“ 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Ist ein Soldat an den Folgen eines Un- 
falls der in Absatz 1 bezeichneten Art ver- 
storben, so wird den Hinterbliebenen eine 
einmalige Unfallentschädigung nach folgen- 
den besonderen Vorschriften gewährt: 

1. Witwen, ehelichen Kindern, für 
ehelich erklärten oder an Kindes 
Statt angenommenen Kindern und 
Kindern aus nichtigen Ehen, die 
die rechtliche Stellung eines ehe- 
lichen Kindes haben, steht eine 
Unfallentschädigung von zwanzig- 
tausend Deutsche Mark zu, wenn 
sie Versorgung nach diesem Ge- 
setz erhalten. 

2. Verwandten der aufsteigenden Li- 
nie steht eine Unfallentschädigung 

von zwanzigtausend Deutsche 
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der Verstorbene ihren Unterhalt zur Zeit 
des Unfalls ganz oder überwiegend bestrit- 
ten hat. Ist die Voraussetzung, daß der Ver- 
storbene den Unterhalt der Verwandten der 
aufsteigenden Linie zur Zeit des Unfalls 
ganz oder überwiegend bestritten hat, nicht 
voll erfüllt, so kann ihnen die Fluguiüö.l\- 
entschädigung auf Antrag bis zur Hälfte ge- 
währt werden, wenn sie zur Zeit des Unfalls 
bedürftig sind. 


c) In Absatz 3 Satz 2 werden hinter dem Wort 
„ermäßigt" die Worte „oder versagt" einge- 
fügt. 


d) Folgender Absatz 6 wird neu angefügt: 
„(6) § 46 gilt entsprechend." 


16. In § 64 Abs. 3 Satz 2 wird hinter „§§ 22" das 
Wort „und" durch ein Komma ersetzt und hinter 
„24" eingefügt „und 25 Abs. 1", 


Mark zu, wenn Hinterbliebene der 
in Nummer 1 bezeichneten Art 
nicht vorhanden sind und wenn der 
Verstorbene ihren Unterhalt zur 
Zeit des Unfalls ganz oder über- 
wiegend bestritten hat. 

3. Sind anspruchsberechtigte Hinter- 
bliebene der Nummern 1 und 2 
nicht vorhanden, so kann Ver- 
wandten der aufsteigenden Linie 
eine Unfallentschädigung bis zu 
zehntausend Deutsche Mark ge- 
währt werden, wenn zur Zeit des 
Unfalls der Verstorbene zu ihrem 
Unterhalt beigetragen hat und sie 
bedürftig gewesen sind. 

c) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „Flug- 
unfallentschädigung" durch das Wort „Un- 
fallentschädigung" ersetzt und in Satz 2 
werden hinter dem Wort „ermäßigt" die 
Worte „oder versagt" eingefügt. 

c^) In Absatz 4 werden die Worte „und die 
dienstlichen Verrichtungen, die Flug- und 
Sprungdienst im Sinne des Absatzes 1 sind" 
durch die Worte „und die Verrichtungen, die 
Dienst im Sinne des Absatzes 1 sind" er- 
setzt. 

d) Folgender Absatz 6 wird neu angefügt: 

„(6) § 46 gilt entsprechend. Die Unfall- 
entschädigung darf insgesamt in den Fällen 
des Absatzes 2 Nr. 1 und 2 den Betrag 
von zwanzigtausend Deutsche Mark, im 
Falle des Absatzes 2 Nr. 3 den Betrag von 
zehntausend Deutsche Mark nicht überstei- 
gen." 

16. § 64 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

♦ 

a) In Absatz 1 wird in der Nummer 5 das 
Komma nach dem Wort „sind" durch einen 
Punkt ersetzt; das nachfolgende Wort „und" 
sowie Nummer 6 werden gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „berufs- 
mäßig" gestrichen. 

c) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
r,§§ 67 und 70 gelten entsprechend." 

d) In Absatz 3 Satz 2 wird hinter „§ 22" das 
Wort „und" durch das Wort „bis" ersetzt 
und hinter „24" eingefügt „und 25 Abs. 1". 

16a. Nach § 68 wird folgender neuer § 68 a ein- 

^ gefügt: 

„§ 68 a 

Der Wehrdienstzeit in der ehemaligen deut- 
schen Wehrmacht im Sinne der §§ 64, 73 und 74 
steht die vor dem 9. Mai 1945 während des 
zweiten Weltkrieges abgeleistete Zeit eines 
entsprechenden Kriegsdienstes gleich, wenn 
durch ihn die gesetzliche Wehrpflicht erfüllt 
werden konnte. § 70 gilt entsprechend*" 
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17. § 70 wird wie folgt geändert; 

a) In den Absätzen 1 und 2 wird die Jahreszahl 
„I960" durch die Jahreszahl „1962" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden hinter den Worten „Dem 
Berufssoldaten, der" die Worte eingefügt 
„am 8. Mai 1945". 


18. In § 73 Abs. 1 und 6 und in § 74 Abs. 1 wird 
die Jahreszahl „1960" durch die Jahreszahl 
„1962" ersetzt. 


19. § 77 Abs. 1 wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 

a) Die Jahreszahl „1960" wird durch die Jah- 
reszahl „1962" ersetzt. 

b) Im letzten Satz werden hinter dem Wort 
„Bezüge" eingefügt die Worte „nach dem 
Zweiten Teil dieses Gesetzes". 

20. Hinter § 77 wird folgender § 77a eingefügt: 

„8a . Versorgung wegen eines während des 
ersten oder zweiten Weltkrieges erlittenen 
Kriegsunfalls 

§ 77a 

(1) Ist ein Berufssoldat wegen Dienstunfähig- 
keit infolge eines Unfalls (§ 27 Abs. 2 bis 5), 
den er während des ersten oder zweiten Welt- 
krieges in Ausübung militärischen oder militär- 
ähnlichen Dienstes (§§ 2, 3 des Bundesversor- 
gungsgesetzes) als Berufssoldat der ehemaligen 
Wehrmacht oder als Beamter der ehemaligen 
Wehrmacht erlitten hat, in den Ruhestand ge- 
treten, so wird Versorgung nach den allgemei- 
nen Vorschriften mit der Maßgabe gewährt, daß 
sich der Hundertsatz des Ruhegehalts (§ 26) um 
zwanzig vom Hundert bis zum Höchstsatz von 
fünfundsiebzig vom Hundert erhöht; der Hun- 
dertsatz des Mindestruhegehalts (§ 26 Abs. 1 
Satz 3) beträgt fünfundsiebzig vom Hundert. 
Für die Anwendung des §19 wird den Dienst- 
jahren die Zeit hinzugerechnet, die der Berufs- 
soldat bis zur Erreichung der für seinen Dienst- 
grad bestimmten Altersgrenze hätte zurück- 
legen können. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

17. § 70 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Iin den Absätzen 1 und 2 wird die Jahreszahl 
„1960" durch die Jahreszahl „1965" ersetzt. 

b) unverändert 


17a. § 71 wird gestrichen. 

♦ 


18. § 73 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

♦ 

a) In Absatz 1 und 6 wird die Jahreszahl „1960" 
durch die Jahreszahl „1965" ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 erhält das Klammerzitat 
folgende Fassung: „(§§ 17 und 18)". 

c) Absatz 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„ § 26 Abs. 1 und § 67 gelten entsprechend." 

18a. In § 74 Abs. 1 wird die Jahreszahl „1960" durch 
^ die Jahreszahl „1965" ersetzt. 

19. § 77 Abs. 1 wird wie folgt geändert und er- 
^ gänzt: 

a) Die Jahreszahl „1960" wird durch die Jah- 
reszahl „1965" ersetzt. 

b) unverändert 


20. Hinter § 77 wird folgender § 77 a eingefügt: 

♦ 

„8 a. Versorgung wegen eines während des 
ersten oder zweiten Weltkrieges erlittenen 
Kriegsunfalls 

§ 77 a 

(1) Ist ein Berufssoldat wegen Dienstunfähig- 
keit infolge eines Unfalls (§ 27 Abs. 2 bis 5), 
den er während des ersten oder zweiten Welt- 
krieges in Ausübung militärischen oder militär- 
ähnlichen Dienstes (§§ 2, 3 des Bundesversor- 
gungsgesetzes) als Berufssoldat der ehemaligen 
Wehrmacht oder als Beamter der ehemaligen 
Wehrmacht erlitten hat, in den Ruhestand ge- 
treten, so wird Versorgung nach den allgemei- 
nen Vorschriften mit der Maßgabe gewährt, daß 
sich der Hundertsatz des Ruhegehalts (§ 26) um 
zwanzig vom Hundert bis zum Höchstsatz von 
fünfundsiebzig vom Hundert erhöht; der Hun- 
dertsatz des Mindestruhegehalts (§ 26 Abs. 1 
Satz 3) beträgt fünfundsiebzig vom Hundert. 
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(2) Ist der verletzte Berufssoldat oder Sol- 
dat im Ruhestand an den Folgen des Unfalls 
verstorben, so sind Hinterbliebene auch die 
elternlosen Enkel und die Verwandten der auf- 
steigenden Linie, deren Unterhalt zur Zeit des 
Unfalls ‘ganz oder überwiegend durch den Ver- 
storbenen bestritten wurde. Die elternlosen 
Enkel stehen hierbei den ehelichen Kindern des 
Verstorbenen gleich. Den Verwandten der auf- 
steigeniden Linie ist für die Dauer der Bedürf- 
tigkeit ein Unterhaltsbeitrag von zusammen 
dreißig vom Hundert des Ruhegehalts nach Ab- 
satz 1 zu gewähren, mindestens jedoch vierzig 
vom Hundert des in Absatz 1 Satz 1 zweiter 
Halbsatz genannten Betrages, § 145 Satz 2 des 
Bundesbeamtengesetzes gilt entsprediend. 

(3) Für eine Versorgung nach den Absät- 
zen 1 und 2 gelten § 148 Sätze 1 und 2, § 149 
des Bundesbeamtengesetzes sowie § 91a dieses 
Gesetzes sinngemäß. 

(4) Eine Schädigung im Sinne des § 1 Abs. 1 
des Bundesversorgungsgesetzes, die der Berufs- 
soldat vor dem 9. Mai 1945 erlitten hat, gilt als 
Wehrdienstbeschädigung im Sinne des § 44 
Abs. 5 Nr. 2 des Soldatengesetzes sowie des 
§ 18 Abs. 2 und des § 70 Abs. 3 dieses Gesetzes, 
wenn er infolge einer , solchen ohne grobes Ver- 
schulden erlittenen Schädigung dienstunfähig 
geworden iist. 

(5) Eine Schädigung im Sinne des § 1 Abs. 1 
des Bundesversorgungsgesetzes, die ein Soldat 
auf Zeit als Berufssoldat der ehemaligen Wehr- 
macht oder als Beamter der ehemaligen Wehr- 
macht vor dem 9. Mai 1945 erlitten hat, gilt als 
Wehrdienstbeschädigung im Sinne der §§ 12, 
73 Abs. 2 und des § 74 in Verbindung mit § 12, 
wenn der Soldat infolge einer solchen ohne 
grobes Verschulden erlittenen Schädigung 
dienstunfähig geworden ist. 


(6) Ansprüche aus den Absätzen 1 bis 5 sind 
innerhalb einer Ausschlußfrist von zwei Jahren 
nach der Einstellung als Soldat in die Bundes- 
wehr anzumelden; die Ausschlußfrist endet je- 
doch nicht vor Ablauf eines Jahres nach Ver- 
kündung dieses Gesetzes. Stirbt der Soldat 
innerhalb dieser Frist, so kann der Anspruch 
innerhalb von sechs Monaten nach iseinem Tod 
von seinen Hinterbliebenen geltend gemacht 
werden. 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(5a) Die Absätze 1 bis 5 finden entsprechende 
Anwendung auf einen Berufssoldaten, der im 
Sinne des § 64 Abs. 2 Satz 1 berufsmäßig Wehr- 
dienst im Herkunftsland oder Dienst im Sinne 
des § 68 a berufsmäßig geleistet hat. 

(6) Ansprüche aus den Absätzen 1 bis 5 a sind 
innerhalb einer Ausschlußfrist von zwei Jah- 
ren nach der Einstellung als Soldat in die Bun- 
deswehr anzumelden; idie Ausschlußfrist endet 
jedoch nicht vor dem 1. August 1962. Stirbt der 
Soldat innerhalb dieser Frist, so kann der An- 
spruch innerhalb von sechs Monaten nach sei- 
nem Tod von seinen Hinterbliebenen geltend 
gemacht werden." 


20 a. In § 78 Abs. 2 werden folgende neue Nummern 
^ 1 a und 1 b eingefügt: 

„1 a. für einen Berufssoldaten, der am 8. Mai 
1945 im Sinne des § 64 Abs. 2 Satz 1 be- 
rufsmäßig Wehrdienst geleistet hat, 
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21. § 82 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ein ehemaliger Soldat, der Grundwehr- 
dienst geleistet hat (§ 4 Abs. 1 Nr. 1 des Wehr- 
pflichtgesetzes), und ein ehemaliger Soldat auf 
Zeit erhalten wegen einer Gesundheitsstörung, 
die während des Wehrdienstverhältnisses ent- 
standen, aber keine Folge einer Wehrdienst- 
beschädigung ist, auf Antrag Heilbehandlung 
nach dem Bundesversorgungsgesetz bis zur 
Dauer von drei Jahren nach Beendigung des 
Dienstverhältnisses, wenn sie bei dessen Beendi- 
gung heilbehandlungsbedürftig sind. Bei An- 
wendung des § 17 Abs. 2 Satz 2 und des §18 
Abs. 2 des Bundes Versorgungsgesetzes gilt 
§ 83 Abs. 1 entsprechend. Die Heilbehandlung 
wird nicht gewährt, wenn ein entsprechender 
Anspruch gegen einen Sozialversicherungs- 
träger, den Träger der Tuberkulosehilfe oder 
aus einem Vertrag besteht, ausgenommen An- 
sprüche aus einer privaten Kranken- oder Un- 
fallversicherung, oder wenn der Berechtigte ein 
Einkommen hat, das die für die Krankenver- 
sicherungsp flicht maßgebende Jahresarbeitsver- 
dienstgrenze übersteigt. Das gleiche gilt, wenn 
die Gesundheitsstörung auf eigenes grobes 
Verschulden oder auf Geschlechtskrankheit zu- 
rückzuführen ist. 

22. § 83 wird wie folgt geändert: 

a) Die bisherige Überschrift wird durch fol- 
gende Überschrift ersetzt: 

„4. Krankengeld und Hausgeld in besonderen 
Fällen; Beginn der Versorgung" 


Ib. für einen Berufssoldaten, der am 8. Mai 
1945 Dienst im Sinne des § 68 a berufs- 
mäßig geleistet hat,". 

20 b. Hinter § 81 wird folgender § 81 a eingefügt: 

♦ 

„2 a. Härteausgleich 
§ 81 a 

Ein Härteausgleich kann gewährt werden, 
wenn die zur Anerkennung einer Gesundheits- 
störung als Folge einer Schädigung erforder- 
liche Wahrscheinlichkeit (§ 81 Abs. 3) nur des- 
halb nicht gegeben ist, weil über die Ursache 
des festgestellten Leidens in der ärztlichen 
Wissenschaft Ungewißheit besteht." 

21. § 82 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Ein ehemaliger Soldat, der Grundwehr- 
dienst geleistet hat (§ 4 Abs. 1 Nr. 1 des Wehr- 
pflichtgesetzes), und ein ehemaliger Soldat auf 
Zeit erhalten wegen einer Gesundheitsstörung, 
die während des Wehrdienstverhältnisses ent- 
standen, aber keine Folge einer Wehrdienst- 
beschädigung ist, auf Antrag Heilbehandlung 
nach dem Bundesversorgungsgesetz bis zur 
Dauer von drei Jahren nach Beendigung des 
Dienstverhältnisses, wenn sie bei dessen Beendi- 
gung heilbehandlungsbedürftig sind. Bei An- 
wendung des § 17 des Bundesversorgungsgeset- 
zes gilt § 83 Abs. 1 entsprechend. Die Heilbe- 
handlung wird nicht gewährt, wenn ein ent- 
sprechender Anspruch gegen einen Sozialver- 
sicherungsträger, den Träger der Tuberkulose- 
hilfe oder aus einem Vertrag besteht, aus- 
genommen Ansprüche aus einer privaten 
Kranken- oder Unfallversicherung, oder wenn 
der Berechtigte ein Einkommen hat, das die für 
die Krankenversicherungspflicht maßgebende 
Jahresarbeitsverddenstgrenze übersteigt. Das 
gleiche gilt, wenn die Gesundheitsstörung auf 
eigenes grobes Verschulden oder auf Ge- 
schlechtskrankheit zurückzuführen ist. 


22. § 83 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Die bisherige Überschrift wird durch fol- 
gende Überschrift ersetzt: 

„4. Einkommensausgleich in besonderen 
Fällen; Beginn der Versorgung" 


b) Folgender neuer Absatz 1 wird eingefügt: b) Folgender neuer Absatz 1 wird eingefügt; 

„(1) § 17 Abs. 2 Satz 2 und §18 Abs. 2 „(1) § 17 des Bundesversorgungsgesetzes 

des Bundesversorgungsgesetzes gelten für gilt für einen ehemaligen Soldaten auf Zeit 

einen ehemaligen Soldaten auf Zeit oder oder einen ehemaligen wehrpflichtigen Sol- 
einen ehemaligen wehrpflichtigen Soldaten, daten, der im Zeitpunkt der Beendigung des 

der im Zeitpunkt der Beendigung des Wehr- Wehrdienstes infolge einer Wehrdienstbe- 

dienstes infolge einer Wehrdienstbeschädi- Schädigung arbeitsunfähig ist, mit folgen- 

gung arbeitsunfähig ist, mit folgenden. Maß- den Maßgaben: 

gaben: 
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Entwurf 

1. Hat der Soldat unmittelbar vor der 
Einberufung keine Erwerbstätig- 
keit ausgeübt, so gilt er als ar- 
beitsunfähig, wenn er nicht oder 
doch nur mit der Gefahr, seinen 
Zustand zu verschlimmern, fähig 
ist, einer Erwerbstätigkeit oder Be- 
rufsausbildung nachzugehen. 

2. Das Einkommen, das der Soldat 
unmittelbar vor seiner Erkrankimg 
bezogen hat, gilt auch dann als 
durch die Krankheit gemindert, 
wenn die Minderung infolge der 
Beendigung des Dienstverhältnis- 
ses wegen Ablaufs der hierfür 
festgesetzten Zeit eingetreten ist. 

3. Als unmittelbar vor der Erkran- 
kung bezogenes Einkommen gel- 
ten die vor der Beendigung des 
Wehrdienstes bezogenen Einkünfte 
(Geld- und Sachbezüge) als Soldat, 
für einen Soldaten, der auf Grund 
der Wehrpflicht Wehrdienst leistet 
und der unmittelbar vor der Ein- 
berufung Arbeitseinkommen be- 
zogen hat, jedoch dieses Einkom- 
men. “ 

c) Der bisherige einzige Satz wird Absatz 2. 
In Nummer 2 dieses Absatzes werden nach 
den Worten 61 Abs." eingefügt die Worte 
„1 und". 


23. § 85 wird wie folgt geändert und ergänzt: 


a) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„§ 60 Abs. 2 Satz 1, § 62 Abs. 1 und 2 und 
§ 63 des Bundesversorgungsgesetzes gelten 
entsprechend. " 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„ (3) Der Anspruch auf Ausgleich kann we- 
der abgetreten noch verpfändet oder gepfän- 
det werden. Im übrigen gelten § 46 Abs. 1, 
§ 49 Abs. 2 und § 50 entsprechend." 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

1. Hat der Soldat keine Erwerbs- 
tätigkeit ausgeübt, so gilt er als 
arbeitsunfähig, wenn er nicht oder 
doch nur mit der Gefahr, seinen 
Zustand zu verschlimmern, fähig 
ist, einer Erwerbstätigkeit oder 
Berufsausbildung nachzugehen. 

2. Das Einkommen, das der Soldat 
unmittelbar vor seiner Erkrankung 
bezogen hat, gilt auch dann als 
durch die Arbeitsunfähigkeit ge- 
mindert, wenn die Minderung in- 
folge der Beendigung des Dienst- 
verhältnisses wegen Ablaufs der 
hierfür festgesetzten Zeit eingetre- 
ten ist. 

3. Als vor Eintritt der Arbeitsunfä- 
higkeit bezogenes Einkommen 
gelten die vor der Beendigung des 
Wehrdienstes bezogenen Einkünfte 
(Geld- und Sachbezüge) als Soldat, 
für einen Soldaten, der auf Grund 
der Wehrpflicht Wehrdienst leistet 
und der im letzten Kalendermonat 
vor der Einberufung Arbeitsein- 
kommen bezogen hat, jedoch die- 
ses Einkommen, soweit es für ihn 
günstiger ist," 

c) Der bisherige einzige Satz wird Absatz 2. 
In Nummer 2 dieses Absatzes werden die 

Warte „Abs. 5" durch die Worte „Abs. 1 
und 8" ersetzt. 


22a. In § 84 Abs. 4 werden die Worte „und für den 
entlassenen Soldaten, der bis zu seinem Tode 
Bezüge nach § 1 Abs. 2 des Wehrsoldgesetzes 
vom 30. März 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 308) 
erhalten hat" gestrichen. 

23. § 85 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

♦ 

vor vor a) In Absatz 1 werden die Worte „§ 29 
Abs. 1, §§ 30 und 31" ersetzt durch 
die Worte „§ 30 Abs. 1 und § 31". 

vor a) Folgender neuer Absatz 1 a wird 
eingefügt: 

„(la) § 81 a findet Anwendung.“ 

a) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„§ 60 Abs. 4 Satz 1, § 62 Abs. 1 und 2 und 
§ 63 des Bundesversorgungsgesetzes gelten 
entsprechend." 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„ (3) Der Anspruch auf Ausgleich kann we- 
der abgetreten noch verpfändet noch gepfän- 
■ det werden. Im übrigen gelten § 46 Abs. 1, 
§ 49 Abs. 2 und § 50 entsprechend." 
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Drucksache 2860 


Entwurf Beschlüssedes 5. Ausschusses 


24. § 86 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Der bisherige § 86 wird Absatz 1; ihm wird 
folgender Satz 3 angefügt: 

„§ 46 Abs. 1, § 49 Abs. 2 und § 50 dieses Ge- 
setzes sowie § 149 Abs. 1 des Bundesbeam- 
tengesetzes gelten entsprechend." 

b) Folgender neuer Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Absatz 1 gilt für die Zivilpersonen 
des § 80 Abs. 2, wenn sie infolge der Dienst- 
verrichtung oder auf dem Wege zum Bestim- 
mungsort oder auf dem Heimweg einen Un- 
fall erleiden, mit der Maßgabe entsprechend, 
daß Sachschäden an Kraftfahrzeugen nicht 
erstattet werden." 


25. Hinter § 91 wird folgender § 91a eingefügt: 

♦ 

„3'a. Begrenzung der Ansprüche aus einer Wehr- 
dienstbeschädigung 

§ 91a 

(1) Die nach diesem Gesetz versorgungsbe- 
rechtigten Personen haben aus Anlaß einer 
Wehrdienstbeschädigung gegen den Bund nur 
die auf diesem Gesetz beruhenden Ansprüche. 

(2) Berufssoldaten und ihre Hinterbliebenen 
können wegen eines Dienstunfalls abweichend 
von Absatz 1 weitergehende als die im Zweiten 
und Dritten Teil dieses Gesetzes geregelten An- 
sprüche nach allgemeinen gesetzlichen Vor- 
schriften gegen einen öffentlich>rechtlichen 
Dienstherrn im Bundesgebiet einschließlich des 
Landes Berlin oder gegen die in seinem Dienst 
stehenden Personen nur dann geltend machen, 
wenn der Dienstunfall durch eine vorsätzliche, 
unerlaubte Handlung einer solchen Person ver- 
ursacht worden ist. 

(3) Das Gesetz über die erweiterte Zulassung 
von Schadensersatzansprüchen bei Dienst- und 
Arbeitsunfällen vom 7. Dezember 1943 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 674) ist anzuwenden. 

(4) Ersatzansprüche gegen andere Personen 
bleiben unberührt." 


24. § 86 wird wie folgt geändert und ergänzt: 
a) unverändert 


b) Folgender neuer Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Absatz 1 gilt für die Zivilpersonen 
des § 80 Abs. 2, wenn sie infolge der Dienst- 
verrichtung oder auf dem Wege zum Bestim- 
mungsort oder auf dem Heimweg einen Un- 
fall erleiden, entsprechend. 


24a. § 88 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Zuständige oberste Bundesbehörde ist der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 
soweit die Beschädigtenversorgung in der Ge- 
währung von Kriegsopferfürsorge nach §§ 25 
bis 27 e des Bundesversorgungsgesetzes be- 
steht, der Bundesminister des Innern." 


25. unverändert 


26. § 96 wird gestrichen. 

♦ 
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Entwurf 


Artikel II 

Saar-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. § 96 Abs. 2 
des Soldatenversorgungsigesetzes gilt entsprechend. 


Artikel III 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Arti- 
kels I Nr. 1, 4, 7, 8, 14 a, 16, 17 b und 20 am Tage 
nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel 1 Nr. 1, 4, 14 a, 16 und 17 b treten mit 
Wirkung vom 1. April 1956, Artikel I Nr. 7 am 
1. April 1957 und Artikel I Nr. 8 und 20 am 1. Sep- 
tember 1957 in Kraft. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

Artikel la 

Übergangsvorschrift 

Für die im Artikel I Nr. 20 a (§ 78 Abs. 2 Nr. 1 a 
und 1 b) genannten Personen endet die Antragsfrist 
nach § 78 Abs. 1 Satz 4 und Absatz 2 Satz 2 nicht 
vor Ablauf eines Jahres nach der Verkündung die- 
ses Gesetzes. 


Artikel II 

Inkrafttreten im Saarland 

Das Soldatenversorgungsgesetz tritt mit Wirkung 
vom 1. Juni 1960 im Saarland in Kraft. 


A r t i k e 1 II a 

Neufassung des Gesetzes 

Der Bundesminister für Verteidigung wird er- 
mächtigtr den Wortlaut des Soldatenversorgungs- 
gesetzes unter Berücksichtigung der Änderungen 
durch dieses Gesetz bekanntzugeben, nötigenfalls 
die Paragraphenfolge zu ändern und dabei Unstim- 
migkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 


Artikel III 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Arti- 
kels I Nr. 1, 2 Buchstabe b, 4, 7, 8, 10, 14 Buchstabe a, 
16, 16 a, 17, 17 a, 18, 18 a, 19 Buchstabe a, 20, 20 a, 

20 b und 26 am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel I Nr. 1, 4, 14 Buchstabe a, 16, 16 a, 17, 
18 Buchstabe a, 18 a, 19 Buchstabe a und 20 a treten 
am 1. April 1956, Artikel I Nr. 8 und 20 am 1. Sep- 
tember 1957, Artikel I Nr. 20 b und 26 am 1. Juni 
1960, Artikel I Nr. 2 Buchstabe b und 10 am 1, Sep- 
tember 1960 in Kraft. 

(3) Artikel I Nr. 7, 17 a, 18 Buchstabe b und c 
treten am 1. Juni 1960 in Kraft; die Versorgungs- 
bezüge der am 1. Juni 1960 vorhandenen Versor- 
gungsempfänger sind von diesem Tage ab neu fest- 
zusetzen. 
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